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bautechnischer Vorschriften und die Vorschriften des Gesund- 
heits-, Arbeits- und Brandschutzes beziehen, zu befolgen. 

Der Bürger hat dem Bauberater die erforderlichen Informa­
tionen zu erteilen, notwendige Unterlagen zu übergeben, den 
Zugang zum Bauvorhaben zu ermöglichen sowie die Vergü­
tung zu zahlen. Er hat den Bauberater über den bevorstehen­

den Beginn der Bauarbeiten gemäß § 3 Abs. 2 zu informieren.

§5
Bautagebuch

(1) Der Bürger hat ein Bautagebuch zu führen. Im Bau­
tagebuch ist der Ablauf der Bauarbeiten zu dokumentieren.

(2) Das Bautagebuch ist dem Bürger vom Kreisbauämt zu­
sammen mit der Zustimmungsurkunde zum Bauvorhaben 
auszuhändigen. Das Bautagebuch verbleibt nach Fertigstellung 
des Bauvorhabens beim Bürger zur Aufbewahrung.

(3) Der Bauberater ist verpflichtet, alle Hinweise, Einwei­
sungen und Belehrungen, die sich auf die Einhaltung bau- 
technischer Vorschriften und die Vorschriften des Gesund-- 
heits-, Arbeits- und Brandschutzes beziehen, in das Bautage­
buch einzutragen. Der Bürger hat die Eintragung durch Un­
terschrift zu bestätigen. Die Eintragungen des. Bauberaters gel­
ten als Nachweis für die durchgeführte Beratung.

(4) Über Streitigkeiten aus der Eintragung im Bautagebuch 
entscheidet der Kreisbaudirektor.

§6
Vertrag über die Beratung

(1) Zwischen dem Bürger als Auftraggeber und dem Bau­
berater als Auftragnehmer ist ein Bauberater-Vertrag abzu­
schließen. Der Vertrag bedarf der Schriftform. Er soll 
dem Muster-Vertrag (Anlage) entsprechen. Auf diesen Ver­
trag finden die Vorschriften des Zivilrechts Anwendung.

(2) Durch den Bauberater-Vertrag verpflichtet sich der Auf­
tragnehmer, den Auftraggeber bei der Vorbereitung und 
Durchführung des Bauvorhabens zu beraten. Der Auftraggeber 
hat auf die vereinbarte Weise mitzuwirken und die verein­
barte Vergütung zu zahlen.

(3) In dem Bauberater-Vertrag sind insbesondere Vereinba­
rungen zu treffen über
— Gegenstand, Art und Umfang der Beratungsleistungen,
— den zeitlichen Ablauf der Beratungsleistungen,
— die vom Auftraggeber zu schaffenden Voraussetzungen für

die ungehinderte Durchführung der Beratungsleistungen,
— die Höhe der Vergütung und die Zahlungstermine.

§7
Vergütung des Bauberaters

(1) Die Vergütung für Beratungsleistuhgen darf 1 % der 
veranschlagten Baukosten (L I — L IV) nicht übersteigen. 
Bauleistungen, die gemäß § 1 Abs. 4 von Betrieben ausgeführt 
werden, sind nicht in die Berechnung der Vergütung einzube­
ziehen. Die Vergütung ist nach dem Stundenaufwand für die 
Beratertätigkeit zu ermitteln. Es gelten die Stundenvergü­
tungssätze für Projektierungsarbeiten in freiwilliger Tätigkeit 
außerhalb der Arbeitszeit gemäß den Rechtsvorschriften.* Die 
Vergütung ist monatlich oder vierteljährlich zu zahlen.

(2) Werden mehrere Bauvorhaben nach einem Angebotspro­
jekt am selben Standort in gleicher Bauweise errichtet, be­
trägt die Vergütung höchstens
— für das erste Eigenheim 1,0 %,
— für das zweite bis fünfte Eigenheim 0,75%,
— für das sechste bis zehnte Eigenheim 0,50 % 
der veranschlagten Baukosten.

* Z. Z. gilt die Anlage 2 der Anordnung vom 17. Februar 1970 
über die Vergütung, Finanzierung und Kontrolle der freiwilligen 
Tätigkeit, von Bürgern zur Erhaltung und Rekonstruktion von Wohn- 
und Gesellschaftsbauten sowie der dazugehörigen baulichen Anlagen 
(GBl. II Nr. 17 S. 134).

Zur Ermittlung der zulässigen Vergütung je Bauvorhaben 
ist die insgesamt zulässige Vergütung durch die Zahl der Bau­
vorhaben zu dividieren.

(3) Die Vergütung für die Beratungsleistungen kann in den 
Kredit für den Eigenheimbau einbezogen werden. Sie ist vom 
Kreisbaudirektor bei der Bestätigung der Baukostensumme 
für das Bauvorhaben in Übereinstimmung mit dem Aufwands­
normativ zu berücksichtigen.

(4) Die Beratertätigkeit kann kostenlos ausgeführt werden.
(5) Die Vergütung für die Tätigkeit des Bauberaters ist lohn­

steuerfrei und unterliegt nicht der Beitragspflicht zur Sozial­
versicherung.

§ 8
Verantwortlichkeit

(1) Der Bürger ist als Bauausführender dafür verantwort­
lich, daß bei der Errichtung des Bauvorhabens keine Gefahren 
für das Leben oder die Gesundheit von Menschen und keine 
Schäden entstehen. Er ist zur Gewährleistung der Bausicher­
heit verpflichtet.

(2) Der Bauberater hat dem Bürger den Schaden zu ersetzen, 
den er diesem rechtswidrig unter Verletzung seiner Pflichten 
aus dem Berater-Vertrag zufügt, insbesondere wenn durch
— mangelhafte oder unterlassene Beratung Bauarbeiten mehr­

fach ausgeführt weiden müssen oder andere Schäden ent­
stehen,

— nicht termingemäße Beratung zusätzlich Kosten anfallen.

§ 9
Versicherung des Bauberaters

(1) Der Bauberater hat bei der Staatlichen Versicherung der 
Deutschen Demokratischen Republik eine Haftpflichtversiche­
rung abzuschließen. Der Versicherungsbeitrag ist innerhalb 
der zulässigen Höchstvergütung für die Beratungsleistungen 
durch den Bürger zu erstatten.

(2) Der Bauberater genießt gemäß den Rechtsvorschriften* 
Versicherungsschutz gegen Unfälle, die er in Ausübung seiner 
Beratertätigkeit erleidet.

§10
Leitungsaufgaben des Kreisbauamtes

(1) Das Kreisbauamt hat für Bürger und Bauberater Ein­
weisungen über wichtige bautechnische Vorschriften und die 
Anforderungen des Gesundheits-, Arbeits- und Brandschutzes 
beim Eigenheimbau zu organisieren. Von der Teilnahme des 
Bürgers an der Einweisung ist die Aushändigung der Zu­
stimmungsurkunde für das Bauvorhaben abhängig zu ma­
chen.

(2) Das Kreisbauamt hat mit Bürgern und Bauberatern 
regelmäßig Erfahrungsaustausche durchzuführen. Dabei sind 
die neuesten Erkenntnisse zu vermitteln und Festlegungen aus 
der Köntrolltätigkeit der Staatlichen Bauaufsicht beim Eigen­
heimbau auszuwerten.

(3) Sollen Eheleute gemeinsam die Zustimmung zum Bau­
vorhaben erhalten, haben sie gegenüber dem Kreisbaudirek­
tor zu erklären, welcher der Ehepartner der verantwortliche 
Bauausführende ist.

§11
Schlußbestimmung

Diese Durchführungsbestimmung tritt am 1. September 1975 
in Kraft.

Berlin, den 29. Juli 1975
Der Minister für Bauwesen

I. V.: M a r t i n i  
Staatssekretär

* Z. Z. gilt die Verordnung vom 11. April 1973 über die Erweiterung 
des Versicherungsschutzes bei Unfällen in Ausübung gesellschaftlicher, 
kultureller oder sportlicher Tätigkeiten (GBl. I Nr. 22 S. 199).


